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Bürgerliche prüfen Referendum  
gegen Usters neuen Richtplan 
Uster Auf der links-grünen Seite wird in Uster beim Richtplan von einem Geben und Nehmen gesprochen,  
bei den Bürgerlichen von einer Niederlage. Das Volk könnte das letzte Wort haben.

Christian Brändli

Nach mehrjähriger Arbeit, über 
200 – zum Teil wieder zurück-
gezogenen – Änderungsanträgen 
und zwei mehrstündigen Parla-
mentssitzungen hat der Ustermer 
Gemeinderat am Montagabend 
den neuen kommunalen Richt-
plan angenommen. Für die Vorla-

ge waren 19 Vertreter von SP, Grü-
nen, GLP, EVP und Mitte. Auf der 
anderen Seite sprachen sich die 
16 Kommunalpolitiker von SVP, 
FDP, EDU und BPU dagegen aus. 

Die links-grüne Seite betont 
vor allem die vielen Kompro misse, 
die auch sie eingegangen sei. Die 
Bürgerlichen sehen sich als Ver-
lierer – und mit ihnen zusammen 

Gewerbe, Industrie, Investoren 
und Steuerzahler. 

So löse der Richtplan in der 
Umsetzung enorme Folgekosten 
aus, etwa beim Wohnungsbau. 
Das Bauen werde teurer und kom-
plizierter. Und das Auto werde nur 
noch knapp geduldet. 

Dabei konnten die SVP und 
die FDP am Montag durchaus 

noch einige Erfolge verbuchen. 
Behandelt wurde das Thema Mo-
bilität. Als gemeinsamer Nenner 
kristallisierte sich heraus, dass 
der Verkehr kanalisiert werden 
soll, damit die Quartiere entlas-
tet werden. Von einer generellen 
Einführung von Tempo 30 in 
Quartieren wird abgesehen. Die 
Anlieferung fürs Gewerbe muss 

funktionieren, und ein Parkleit-
system soll ermöglichen, freie 
Plätze schnell zu finden.

Doch das vermochte die Bür-
gerlichen nicht zu besänftigen. Sie 
wollen noch in dieser Woche ent-
scheiden, ob sie das Behörden-
referendum ergreifen. Wäre das 
der Fall, hätte das Volk das letzte 
Wort zum Richtplan. Seite 3

Rettungssanitäter  
angegriffen
Ein Verletzter, der einen zu Hilfe 
kommenden Oberländer  
Rettungssanitäter attackierte, 
ist verurteilt worden. Seite 7

F-35-Endmontage  
in Emmen gesichert
Verteidigungsminister Martin 
Pfister hält am Projekt «Rigi» 
fest: Vier Jets werden in der 
Schweiz endmontiert. Seite 23
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Ein Referendum könnte jahrelange Arbeit zunichtemachen
36 Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier, sieben Stadträ-
tinnen und Stadträte, ein Stadt-
schreiber, eine Protokollführerin 
und unzählige Kommissions-
stunden: Der neue Richtplan der 
Stadt Uster wurde bis ins letzte 
Detail verhandelt, Worte wurden 
abgewogen, Anträge geschrie-
ben, es wurde abgestimmt. 
Manchmal ging es nur darum, 
ob «bedürfnisorientiert» oder 
«angebotsorientiert» im Text 
stehen soll.

Ein enormer und berechtigter 
Aufwand für ein Papier, das die 
Zukunft Usters in den Themen-
bereichen Wohnen, Verkehr, 

Landschaft und öffentliche Bau-
ten ordnen soll. In einer Stadt, 
die wächst und in der Platz 
knapp wird.  

Am Ende redet auch der Kanton 
über die Machbarkeit mit, etwa 
wenn es um zusätzliche Fuss-
ballfelder und die Bewahrung 
der Heusser-Staub-Wiese für 
Fussballvereine geht.

Und nun? FDP, SVP und EDU 
prüfen nach all den Diskussio-
nen ein Referendum, weil sie 
Gewerbe und Industrie zu wenig 
berücksichtigt sehen und güns-
tiger Wohnraum ihnen zu ver-
bindlich erscheint. 

Die links-grüne Seite spricht von 
Spielverderberei: In Uster könne 
mit dem bereinigten Richtplan 
höher gebaut werden, damit 
könnten mehr Einnahmen ge-
neriert und somit auch gut ein 
Teil des Ertrags als günstiger 
Wohnraum an die Bevölkerung 
zurückgegeben werden. Zudem 
habe man Zugeständnisse und 
Kompromisse gemacht. Zum 
Beispiel stehen jetzt viele Forde-
rungen wie durchgehende Velo-
routen oder flächendeckendes 
Tempo 30 nicht mehr in der 
 aktuellen Vorlage.

Nun hängt das Referendum wie 
ein Damoklesschwert über dem 

bereinigten Richtplan. Droht 
also trotz all den Mühen der 
Rückfall ins Jahr 1986, als der 
letzte Richtplan in Uster in Kraft 
getreten war? Im Falle eines 
 Referendums müsste sich die 
in teressierte Stimmbevölkerung 
durch Berge von Detailanträgen 
wühlen – 87 Seiten gibt es allein 
zur Mobilität. 

Der Stadtrat könnte im Falle 
 eines Referendums eine Art 
 Joker ausspielen und einen Ge-
genvorschlag vors Volk bringen. 
Dieser bestünde aus dem ur-
sprünglich vorgelegten Richt-
plan, ohne all die besprochenen 
Anträge. Da wäre zum Beispiel 

auch die zugestandene Heusser-
Staub-Wiese als Fussballplatz 
nicht mehr drin.

Die Gefahr ist real, dass politi-
sche Taktik den jahrelangen 
Aufwand zunichtemacht und  
die eigentlichen Zukunftsfragen 
unter sich begräbt. Zumal 2026 
in Uster gewählt wird. Schon 
jetzt wirkt manches, was im 
Richtplan verhandelt wird, wie 
vorgezogenes Wahlkampfmate-
rial – und weniger wie eine 
sachliche Debatte über die Zu-
kunft der Stadt.

Kurz: beeindruckender Auf-
wand und sichtbare kollegiale 

Zusammenarbeit – und zu-
gleich steht im Raum, ob am 
Ende dennoch politische  
Taktik und Referendumsdro-
hungen die eigentlichen  
Zukunftsfragen überlagern.  
Ob das fair ist gegenüber der  
Bevölkerung, die sich womög-
lich auch noch durch das  
detaillierte Material durchar-
beiten müsste, bleibt die  
drängende Frage.

Eleanor Rutman 
 Redaktorin

Individualverkehr wird in Uster eingebremst
Uster Autos ja, aber nicht mehr Platz für sie: Bei der Richtplandebatte hat sich im Ustermer Gemeinderat die links-grüne Ratsseite 
durchgesetzt. Der motorisierte Verkehr soll auf dem Niveau von 2020 bleiben.

Christian Brändli

Am Montag stand im Gemein-
derat der zweite Teil der Bera-
tungen zum neuen Richtplan 
an. Nachdem am 1. September 
schon die Bereiche Siedlung, 
Landschaft und öffentliche Bau-
ten und Anlagen behandelt wor-
den war, stand nun das emotio-
nale Thema Mobilität an.

Bürgerliche für  
«Ausgewogenheit»
Auf die Hinterbeine standen die 
Bürgerlichen in der Frage der 
Ausgewogenheit der Verkehrs-
mittel. In der Richtplanversion 
des Stadtrats wird häufig der 
motorisierte Individualverkehr 
übergangen. Gianluca Di Mo-
dica (FDP) erklärte im Rat, dass 
der Individualverkehr nicht ein-
fach verschwinde, indem er 
nicht  erwähnt werde. Und Ul-
rich Schmid (SVP) meinte, dass 
das Auto für das Gewerbe un-
abdingbar sei.

Andres Kronenberg (SP) be-
tonte, dass seine Fraktion für 
ein Vorgehen «mit Augenmass» 
sei. Seine Fraktion unter stützte 
deshalb den bürgerlichen An-
trag, rund um den Bahnhof An-
knüpfpunkte für Autos vorzu-

sehen. Gleichzeitig mahnte er, 
dass in der Stadt der Raum be-
schränkt sei. «Wir wollen den 
Autoverkehr nicht aus der Stadt 
verbannen, aber auf dem Stand 
von 2020 belassen.»

Parkleitsystem  
geplant
Dieses Einbremsen der Autos 
zeigte sich bei der Ablehnung 
der bürgerlichen Anträge, die die 
Sicherstellung der Zufahrt zu 
gewerblich genutzten Liegen-
schaften im Zentrum zum Ziel 
hatten. Immerhin wird nun aber 
nach dem Willen des Gemeinde-
rats ein Parkleitsystem einge-
führt. Dieses soll es ermögli-
chen, die freien Parkplätze im 
Zentrum leichter zu finden.

Wie Bauvorstand Stefan Feld-
mann (SP) erklärte gibt es dort 
rund 1000 Abstellplätze. Diese 
seien gemäss den Daten der 
Parkhäuser wochentags durch-
schnittlich zur Hälfte besetzt, 
samstags zu 70 Prozent.

Zugang für  
Schwertransporte
Eigentlich wollte der Stadtrat 
auf verschiedenen Strassen ein 
Einbahnregime installieren. 
Jürg Krauer (FDP) wehrte sich 

im Namen der Bürgerlichen da-
gegen, da gerade in der Loren 
oder an der Ackerstrasse die In-
dustrie auf effiziente Logistik-
wege angewiesen sei. Deshalb 
wollten die Bürgerlichen eine 
Fahrspur in jede Richtung fest-
schreiben. Ganz so weit wollte 
die Linke dann doch nicht ge-
hen. Immerhin ist nun aber klar, 
dass der Zubringer zu Industrie 
und Gewerbe auch für Schwer-
transporte sicherzustellen ist.

Einsichtig zeigte sich der 
Stadtrat bei der Frage, wo der 
Durchgangsverkehr fliessen 
soll. Eigentlich wollte er diesen 
von sogenannten Sammelstras-
sen, also den wichtigsten kom-
munalen Verbindungen, ver-
bannen. Nur die Verbindungs-
strassen, die unter kantonaler 
Hoheit stehen, hätten diesen 
auswärtigen Verkehr aufneh-
men sollen. Diese sind in Uster 
aber äusserst spärlich gesät. In-
dem Sammelstrassen wie zum 
Beispiel die Wermatswiler- oder 
die Sonnenbergstrasse auch für 
den Durchgangsverkehr geöff-
net werden, würden die Quar-
tiere entlastet, ist die Meinung 
des Gemeinderats.

Der Stadtrat und die links-
grüne Ratsseite hätten auf die-

sen Sammelstrassen gerne auch 
Tempo 30 gesehen. Mit Unter-
stützung der GLP strich aber 
die bürgerliche Ratsseite diese 
Möglichkeit aus dem Richtplan. 
Klar ist jedoch, dass die Sam-
melstrassen möglichst beidsei-
tig Trottoirs erhalten sollen.

Tempo 30  
auf Wunsch
Ein Entgegenkommen der Lin-
ken gegenüber den Bürgerli-
chen gab es bei der Frage von 
Tempo 30 in den Quartieren. 
Der Stadtrat hätte gerne eine 
flächen deckende Einführung 
dieses  Limits. In Uster gibt es 
laut  Feldmann zurzeit 26 grös-
sere und kleinere Tempo-30- 
Zonen. «Das ist doch ein Fli-
ckenteppich.»

Simon Vlk (FDP) meinte, dass 
solche Verkehrsberuhigungen 
nur eingeführt werden sollten, 
wenn sie auch von den Anwoh-
nern gewünscht würden. Das ist 
bisher die übliche Vorgehens-
weise gewesen. So musste der 
Anstoss für Tempo 30 in einem 
Quartier über eine Petition er-
folgen, die von mindestens der 
Hälfte der Anwohner getragen 
werden musste. Nach dem Wil-
len des Gemeinderats ist diese 

Zustimmung der Betroffenen 
auch weiterhin nötig.

Autos und Velos getrennt 
unterwegs
In der ursprünglichen Richt-
planfassung des Stadtrats ist 
auf verschiedenen Strassen eine 
Mischfläche für Autos und Velos 
vorgesehen gewesen. Aus Sicher-
heitsüberlegungen bevorzugt der 
Gemeinderat aber getrennte 
Spuren. Dies gilt beispielsweise 
für die Brunnenstrasse oder die 
Bahnhofstrasse.

Auf der Wermatswilerstrasse 
soll die Veloinfrastruktur erwei-
tert und auf der Zentralstrasse 
nach einer allfälligen Abklassie-
rung ein Radstreifen eingezeich-
net werden. Die Forderung nach 
einer zusätzlichen Velounterfüh-
rung unter dem Bahnhof ging 
dem Rat aber dann doch zu weit.

Gerade beim Thema Velo 
 zeigte sich aber, wie der links-
grün dominierte Stadtrat bei der 
«Umgestaltung» gehen wollte. 
Wäre es nach ihm gegangen, hät-
ten die Ustermer nicht nur die 
«die Vorteile des Velofahrens» 
kennenlernen müssen, sondern 
dem Velo zum «beliebtesten und 
am häufigsten genutzten Ver-
kehrsmittel» in der Stadt verhel-

fen sollen. Doch diese ideolo-
gisch gefärbte Vorgabe wurde
schon von der zuständigen Kom-
mission des Gemeinderats als 
«nicht Richtplan-relevant» ge-
strichen.

Busse sollen im  
Sieben-Minuten-Takt rollen
Eine intensivere Diskussion ent-
spann sich nochmals bei der 
 Frage, ob die Stadt sich bei den 
Verkehrsbetrieben für einen 
städtischen Bustakt von un-
gefähr sieben Minuten einset-
zen soll. Ursula Räuftlin (GLP)
 meinte, man solle sich keine Ge-
danken mehr zum Fahrplan ma-
chen müssen.

Der einstige Verkehrsplaner
Paul Stopper (BPU) titulierte die-
ses Ansinnen als «Schnapsidee». 
Nicht einmal grössere Städte 
würden einen so dichten Takt 
kennen. Und Andres Ott (SVP)
fragte sich, wer das bezahlen sol-
le. Nur ganz knapp, mit 18 Stim-
men aus dem links-grünen La-
ger gegen 17 aus dem bürger-
lichen, findet dieser Passus nun 
Eingang in den Richtplan.

Was die Fraktionen  dazu zu  
sagen haben, lesen Sie in der  
Ausgabe von morgen.

2021 wurde auf der Brandstrasse ein Pilotprojekt mit einem Veloweg  vorgestellt. Archivfoto: Christian Merz
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